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VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss durch den Ausschuss
fur Umwelt und Technik am 04.03.2015

2. Bekanntmachung des Aufstellungs- und Auslegungsbeschlusses
gem. § 2 (1) BauGB am 07.03.2015

3. Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegung am 07.03.2015
4. Offentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfes

mit Begriindung, Fassung vom 18.02.2015 gem. § 3 (2) BauGB vom 16.03.2015
bis 17.04.2015

o

Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat gem. § 10 BauGB am

Ravensburg,den
(BAUDEZERNENT)

AUSFERTIGUNG

Der textliche und zeichnerische Inhalt dieses Bebauungsplanes
stimmt mit dem Satzungsbeschluss vom Uberein.
Das Verfahren wurde ordnungsgeman durchgefihrt.

Ravensburg,den
(OBERBURGERMEISTER)

Ortsiibliche Bekanntmachung und Beginn der Rechtsverbind-
lichkeit des Bebauungsplanes am

Ravensburg,den
(AMTSLEITUNG SPA )

Diese Mehrfertigung stimmt mit dem Original vom __. . geman
§ 1 Abs. 2 PlanzV 90 Uberein.

Ravensburg, _ .. ..
(VERM.-ABTEIL. SPA)
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TEIL I:

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB)

Baunutzungsverordnung (BauNVO)

Planzeichenverordnung (PlanZV)

Landesbauordnung (LBO) fiir Baden-Wirttemberg

Gemeindeordnung (GemO) fiir Baden-Wiirttemberg

i.d. F. vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt ge-
andert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.07.2014
(BGBI. | S. 954)

i.d. F.vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt ge-
andert durch Gesetz vom 11.06.2013
(BGBI. I S. 1548) m. W. v. 20.09.2013

i.d. F.vom 18.12.1990 (BGBI. | 1991 S. 58) zuletzt
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
22.07.2011 (BGBI. | S. 1509)

i.d. F. 05.03.2010 (GBI. S. 357, ber. 416)
i. d. F. vom 24.07.2000 (GBI. S. 581, ber. 698), zu-

letzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
16.04.2013 (GBI. S. 55)

Die der Planung zu Grunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-Vorschriften)
konnen bei der Stadt Ravensburg, Stadtplanungsamt, eingesehen werden.

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans treten im Geltungsbereich alle bisherigen Festsetzungen aufler Kraft.
In Erganzung der Planzeichnung wird Folgendes festgesetzt:

(§ 9 BauGB und §§ 1 - 23 BauNVO)

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

---------------

1.1. Flache fur den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)

Zweckbestimmmung Offentliche Verwaltungen

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 - 21 BauNVO)

0,3~

2.1. Maximal zuléssige Grundflachenzahl
Die Uberschreitung der zulassigen Grundflachenzahl mit Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO

(Garage, Stellplatze und ihre Zufahrten, Nebenanlagen i. S. des §14 BauNVO und bauliche
Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache) ist bis zu einer Grundflachenzahl von 0,8 zulassig.

Weitere Uberschreitungen kénnen nur mit baulichen Anlagen unterhalb der Gelandeober-

flache zugelassen werden.
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* 2.2. Maximal zulassige Geschossflachenzahl

1" 2.3. Hochstzulassige Anzahl der Vollgeschosse
. HbA
";ZXO mb* 2.4. Maximal zulassige Hohe baulicher Anlagen

Die maximal zulassige Hohe baulicher Anlagen (HbA) ist festgesetzt in m Uber Erdgeschoss-
RohfuBbodenhdhe.

Die maximal zulassige Hohe HbA darf

- mit technischen Auf- und Anbauten um bis zu 3 m und

- mit Anlagen zur Solarenergienutzung um bis zu 0,5 m Uberschritten werden.

Die HbA wird gemessen von der tatsachlichen Erdgeschoss- Rohfullbodenhdhe bis
zur Oberkante des Dachfirstes oder zum oberen Abschluss der Wand.

max. WH

65m* 2.5. Maximal zulassige Wandhdhe

Als Messpunkt der Wandhohe gilt das Maly zwischen der tatsachlichen Erdgeschoss-
* Eintrag nur Beispiel ~ RohfulRbodenhdhe und dem Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen
Abschluss der Wand.

3. BAUWEISE, BAUGRENZEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2, 2a BauGB und §§ 22 - 23 BauNVO)

a 3.1. Bauweise

Abweichende Bauweise: Zulassig sind Gebaude langer als 50 m.

E 3.2. Baugrenze

Die Uberbaubare Grundstiicksflache ergibt sich gemaf § 23 BauNVO durch die
festgesetzte Baugrenze im Lageplan.
Das Kellergeschoss darf nicht in den im Plan dargestellten Wurzelschutzraum hineinragen.

4. VERKEHRSFLACHEN (Aufteilung der Verkehrsfiche ist unverbindlich)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

4.1. StralRenverkehrsflachen

4.2. Stralenbegrenzungslinie

5. BINDUNGEN FUR BEPFLANZUNGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

5.1. Erhaltung von Baumen (Pflanzbindung)

Die im Bebauungsplan festgesetzten Baume sind durch fachgerechte Pflege dauerhaft zu
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

Hinweis: Bei der Durchfiihrung von Bauarbeiten ist DIN 18920 und RAS-LP 4 zu beachten.
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6. VORKEHRUNGEN UND FLACHEN ZUM SCHUTZ VOR SCHADLICHEN

EINWIRKUNGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

6.1. Schallschutzvorkehrungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Entlang der StraRen ist bei Aufenthaltsraumen auf der den straRenzugewandten
Gebaudeseiten entsprechend der DIN 4109 flr den festgestellten Schallpegelbereich V, das
Schalldammmaf der Auf3enbauteile nachzuweisen: R'w..s 40 dB (entspricht Schallschutz-
fenster Klasse IV nach DIN 2719).

7. SONSTIGE PLANZEICHEN

r I .

SI 7.1. Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)
T

EFH 480.00 7.2 Hohenlage baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO)

Die Erdgeschoss- Rohfulibodenhéhe ist im Lageplan in Meter Gber Normalnull (m. G. NN)
* Eintrag nur Beispiel ~ festgesetzt. Abweichungen um +/- 0,30 m sind zul@ssig.

B. KENNZEICHNUNGEN UND HINWEISE (keine Festsetzungen)

Planungsrechtliche Festsetzungen

1 2

1. Fullschema der Nutzungsschablone

1 Art der baulichen Nutzung

3 4 2 hochstzulassige Anzahl der Vollgeschosse

3 maximal zulassige Grundflachenzahl

— 5 4 maximal zulassige Geschossflachenzahl

5 Bauweise

6 6 max. zulassige Hohe baulicher Anlagen (HbA) bzw. max. zulassige Wandhéhe (WH)

. ! 2. Begrenzung des Wurzelschutzraums der bestehenden Linde

3. Schutz vor Luftverunreinigungen

Trockenes Holz, zugelassene Pellets oder Holzwerkstoffe dlrfen nur in Feuerstatten ver-
brannt werden, die den Bestimmungen der jeweils geltenden Kleinfeuerungsanlagenver-
ordnung entsprechen.

4. Energieeinsparung

Die Nutzung von regenerativen Energien wird durch das EEWarmeG des Bundes beim
Neubau vorgegeben. Uber gesetzliche Anforderungen hinausgehende Energieeinsparmaf3-
nahmen werden ausdricklich empfohlen.

5. Artenschutz

Bei Umbau- und AbrissmaRnahmen an bestehenden baulichen Anlagen sowie Schnitt- und
FallmaRnahmen an Gehdlzen ist zu prifen, ob Tiere der besonders geschitzten Arten
verletzt, getotet, ihre Entwicklungsfolge oder Ruhe-, Nist-, Brut- oder Wohnstatten gestort
werden (§ 44 BNatSchG). Ist dies der Fall, ist eine Entscheidung der zustandigen Natur-
schutzbehorde einzuholen.

Schnitt- und FallmaRnahmen an/von Gehdlzen sind ausschlieRlich in der Zeit von Anfang
Oktober bis Ende Februar durchzufihren, um keine Verbotstatbestande nach

§ 44 BNatSchG auszulésen.
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6. Archaologische Denkmalpflege

Sollten bei Erdarbeiten Funde (beispielsweise Scherben, Metallteile, Knochen) und Befunde
(z. B. Mauern, Graber, Gruben, Brandschichten) entdeckt werden, ist das Landesamt fiir
Denkmalpflege beim Regierungsprasidium Stuttgart (Abt. 8) unverzuglich zu
benachrichtigen. Fund und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutachtung, mindestens
bis zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, unverandert im Boden zu belassen. Die
Méglichkeit zur fachgerechten Dokumentation und Fundbergung ist einzurdumen.

C. ZEICHENERKLARUNG DER PLANGRUNDLAGE

1. Vorhandene Flurstiicksgrenzen mit Flursticksnummer, Grenzpunkte und Gehwegkanten

II 18 2. Vorhandene Neben- und Hauptgebaude mit Hausnummer

X 480.20* 3. Hohenlage der ErschlieRungsflachen

* Eintrag nur Beispis] Die Hoéhenlage der 6ffentlichen Verkehrsflache ist in m. G. NN dargestellt.

@ 4., Bestandsbaum

Aufgestellt:
Ravensburg, den 18.02.2015/ 21.04.2015
Stadtplanungsamt/Sorg

Rosol
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TEIL Il: BEGRUNDUNG

INHALT:

1. ANLASS SOWIE ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG

2. RAUMLICHER GELTUNGSBEREICH

3. BESTEHENDE RECHTSVERHALTNISSE

4. PLANVERFAHREN

5. RAUMLICHE UND STRUKTURELLE SITUATION

6. STADTEBAULICHES KONZEPT

7. ERSCHLIESSUNG, INFRASTRUKTUR UND ENTWASSERUNG
8. BEGRUNDUNG DER FESTSETZUNGEN

9. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

10. BETEILIGUNG DER OFFENTLICHKEIT UND BETEILIGUNG DER
BEHORDEN
10.1. Fruhzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB
10.2. Frihzeitige Behdrdenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB
10.3. Offentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
10.4. Behdordenbeteiligung gem. 8 4 Abs. 2 BauGB

11. FLACHENBILANZ

12. KOSTEN DER STADTEBAULICHEN MASSNAHME
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1. ANLASS SOWIE ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG
Die Verwaltung der Stadt Ravensburg ist bisher auf viele Standorte im Stadtgebiet
verteilt. Um sowohl die Burgerfreundlichkeit als auch die Wirtschaftlichkeit zu erho6-
hen, sollen die Verwaltungsstandorte konzentriert und die benétigte Flache insge-
samt reduziert werden.
Das vorliegende Planungsgebiet soll fir einen solchen Verwaltungsstandort genutzt
werden. Das Gebaude SeestralRe 7, das sich in staddtischem Eigentum befindet und
vom Amt fur Schule, Jugend und Sport genutzt wird, wird erhalten und in dieses
Konzept integriert. Erganzt werden Neubauten fiir zwei weitere Amter, das Amt fiir
Soziales und Familie und das Ordnungsamt.
Fur die Umsetzung der oben genannten Ziele wurde ein Wettbewerbsverfahren
durchgefuhrt. Aus diesem ging das Architekturbiro Oberst & Kohlmayer Generalpla-
ner GmbH aus Stuttgart mit seinem Entwurf als Sieger hervor. Dieser wurde nach der
Preisgerichtssitzung am 17.10.2014 Uberarbeitet und bildet die Grundlage fir den
vorliegenden Bebauungsplan.
Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Umsetzung des Siegerentwurfs
zu schaffen, ist die Anderung des Bebauungsplans erforderlich.

2.  RAUMLICHER GELTUNGSBEREICH

Der raumliche Geltungsbereich des Be-
bauungsplans "Seestral3e 7 und 9" ist im
Westen durch die Seestral3e, im Suden
durch die Rudolfstral3e, im Osten durch das
Grundstuick Fist. Nr. 1546 und im Norden
durch das Grundstiick Flst. Nr. 1545/1 be-
grenzt.

Er umfasst insgesamt ca. 2.083 mz.
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3. BESTEHENDE RECHTSVERHALTNISSE

3.1 Flachennutzungsplan

Im rechtswirksamen Flachennutzungsplan des Gemeindeverbandes Mittleres
Schussental ist fur den Planbereich Mischbauflache dargestellt. Das Planungsgebiet
ist fur den Detailierungsgrad des FNP zu kleinteilig und wird nicht separat dargestellt.
Die Nutzung "Offentliche Verwaltung" ist in einer Mischbauflache zulassig. Der

voliegende Bebauungsplan ist somit aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.

3.2 Bebauungsplan

Das Planungsgebiet liegt im Geltungsbereich des seit dem 19.04.1986 rechtskrafti-
gen Bebauungsplans "Leinerweg, Seestralie, Federburgstrale — Teilbereich Parkpa-
lette Oberamteigasse”. Als Art der Nutzung ist ein Mischgebiet festgesetzt, wobei die
Parkpalette dartuber hinaus als Flache fir Gemeinbedarf festgesetzt ist. Ausgenom-
men von dem Mischgebiet sind die Grinflachen entlang der SeestralRe. Der Grund-
stiicksteil im Zugangsbereich zur Parkpalette ist als 6ffentliche, der nérdlich angren-
zende als private Grinflache festgesetzt, beide mit der Zweckbestimmung Parkanla-
ge. Die Baume an der Seestral3e sind mit einer Pflanzbindung versehen.

4. PLANVERFAHREN
Die Voraussetzungen, das Bebauungsplanverfahren im beschleunigten Verfahren
nach § 13a BauGB durchzufuhren, sind erfillt. Das Plangebiet befindet sich inner-
halb des Siedlungsgefiiges von Ravensburg und ist fast vollstandig bebaut und er-
schlossen. Die zulassige Grundflache i. S. des 8§ 19 Abs. 2 BauNVO betréagt deutlich
weniger als 20.000 m?, daher ist eine Prufung des Einzelfalls gem. § 13a Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 BauGB nicht erforderlich. Die Durchfihrung einer Umweltprifung nach
8 2 Abs. 4 BauGB ist nicht erforderlich, da es sich um eine Mal3hahme der Innenent-

wicklung handelt.

"SEESTRASSE 7 UND 9" Seite 3von 12 TEIL Il - BEGRUNDUNG



5. RAUMLICHE UND STRUKTURELLE SITUATION
Das Planungsgebiet befindet sich an der Seestral3e / Ecke Rudolfstral3e. Die See-
stral3e ist eine vom Marienplatz in geradem Lauf nach Suden in Richtung Bodensee
fuhrende alleeartige Ausfallstral3e. Das Stral3enbild ist vor allem im nordlichen Be-
reich gepréagt durch eine beachtliche Anzahl reprasentativer Vorstadtvillen der Zeit
zwischen 1870 und dem 1. Weltkrieg.
Die einzeln stehenden Stadtvillen befinden sich mehrheitlich direkt und ohne Vorgar-
tenzone an der Grundstiickgrenze zum Gehweg entlang der Seestral3e. Zudem gibt
es vereinzelte Gebaude, die durch eine ca. 4 bis 7 m tiefe Vorgartenzone von der
Stral3e zurlickversetzt sind und so zu einer angenehm abwechslungsreichen Raum-
abfolge im Stral3enverlauf beitragen.
In das Planungsgebiet einbezogen sind das Haus Seestral3e 7 sowie ein Teil der
Parkpalette des Parkhauses "Oberamtei”. Dieses hat einen Zugang zur Seestralde
durch die mit einer ortshildpragenden Sommerlinde bestandene Grunflache. Hier be-
findet sich au3erdem ein Spielplatz. Hinter dem Haus SeestralRe 7 sind offene Stell-

platze angeordnet, die Uber das nérdlich angrenzende Flurstiick Nr. 1545/1 angefah-

ren werden.
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6. STADTEBAULICHES KONZEPT
Bereits im Wettbewerbsverfahren wurden u.a. folgende stadtebauliche Rahmenbe-
dingungen fir die Bebauung des Grundstticks formuliert:

* Die geplante Nutzung ist in einem oder mehreren Gebauden unterzubringen. Die
Kornung und Silhouette in der Seestral3e ist dabei besonders zu beachten.

» Das Haus Seestral3e 7 ist in jedem Fall zu erhalten und in das Nutzungskonzept
einzubeziehen.

» Bebauung und Freiraume sind barrierefrei zu gestalten.

» Die Linde ist mit ihrem unbefestigten Umfeld (Wurzelschutz) zu erhalten und
maoglichst grof3zigig in einen offentlich nutzbaren Garten bzw. eine Freiflache
einzubinden.

Der Siegerentwurf sieht vor, auf dem Grundstiick zwei dreigeschossige Neubauten
zu ergénzen, die untereinander und mit dem Gebaude SeestralRe 7 durch maf3stabli-
che Zwischenbaukérper verbunden sind. Durch die Stellung und die geplante Kuba-
tur figen sich die Gebaude harmonisch in die Umgebung ein. Die Neubauten grup-
pieren sich um die Sommerlinde, die dadurch besonders in Szene gesetzt wird. In
der Fuge zwischen den beiden Neubauten wird der zukiinftige Hauptzugang ange-
ordnet.

Der Platz vor den Gebauden an der Seestral3e / Ecke RudolfstraRe behalt seinen 6f-
fentlichen Charakter. Die Freirdume hinter den Gebauden kdnnen von den Mitarbei-

tern genutzt werden.

7. ERSCHLIESSUNG, INFRASTRUKTUR UND ENTWASSERUNG
Das Planungsgebiet ist vollstandig erschlossen. Die Wasserversorgung, Abwasser-
beseitigung und Oberflachenentwésserung sind sichergestellt. Der Neubau wird an

die bestehende Mischkanalisation angeschlossen.

Da der bisherige Ein-/Ausgang der Parkpalette in Richtung RudolfstralRe verlegt wird,
wird der nérdliche Gehweg der Rudolfstral3e, der bisher lediglich eine Breite von

ca. 1,30 m aufweist, auf 1,75 m verbreitert. So kann sichergestellt werden, dass der
Gehweg fur die aus der Parkpalette kommenden Ful3ganger eine ausreichende Brei-
te aufweist und eine darauf stattfindene Begegnung mdglich ist.

Die notwendigen Stellplatze werden auf der benachbarten Parkpalette untergebracht.
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8. BEGRUNDUNG DER FESTSETZUNGEN
Art der baulichen Nutzung
Das Planungsgebiet wird als Gemeinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung "Of-
fentliche Verwaltungen" festgesetzt, da ausschlie3lich eine solche Nutzung hier vor-

gesehen ist.

Mal? der Nutzung

Das Mal} der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der maximal zulassigen
Grundflachen- und Geschossflachenzahl, der hochstzulassigen Anzahl der Vollge-
schosse sowie der maximal zuldassigen Wand- und Gebaudehothe festgesetzt. Die
Mal3e orientieren sich weitgehend am Wettbewerbsergebnis, lassen aber die erfor-
derlichen Spielraume offen, die bei der Uberarbeitung und Realisierung eines Wett-
bewerbsentwurfs regelmafig notwendig sind. Obwohl die MalRe hdher sind als im
Umfeld, sind diese aufgrund der kleinteiligen, konkreten Nutzung angemessen und

passen in den raumlichen Kontext entlang der Seestral3e.

Bauweise und Baugrenzen

Innerhalb der Gemeinbedarfsflache ist eine abweichende Bauweise festgesetzt, da

das Verwaltungsgebaude die Lange von 50 m Uberschreiten soll, um die Wirtschaft-
lichkeit des Gebaudes sicherzustellen.

Die Uberbaubare Grundstiicksflache ist mittels Baugrenzen definiert. Sie ist so fest-

gesetzt, dass der gewlinschte Charakter von Einzelbaukérpern entlang der Seestra-
Re gewahrt wird. Au3erdem wird ausreichend Raum fir die zu erhaltende Sommer-
linde geschaffen.

Damit die Linde durch die Bauarbeiten nicht beeintrachtigt wird, darf weder das Kel-
lergeschoss noch die Baugrube in den im Plan dargestellten Wurzelschutzraum hin-

einragen. Dies ist durch geeignete Vorkehrungen sicherzustellen.

Pflanzbindungen

Die im Planungsgebiet vorhandene Sommerlinde und die Baumreihe entlang der
Seestral3e pragen den Strallenraum und werden im Bebauungsplan als zu erhalten
festgesetzt.

Bei Umsetzung eines Bushaltepunktes im Bereich der Seestral3e wird fir diesen Ab-
schnitt ausnahmsweise von der Vorgabe des Erhalts einzelner Baume der Baumrei-

he abgesehen.
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Ortliche Bauvorschriften

Auf drtliche Bauvorschriften wird verzichtet. Da sich das Grundsttick im Eigentum der
Stadt Ravensburg befindet und das Wettbewerbsergebnis ziigig umgesetzt werden
soll, ist gewéhrleistet, dass eine Qualitat entsteht, die der stadtraumlichen Gestaltung

ausreichend Rechnung tragt.

9. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG
Angaben zum Standort
Entlang der Seestral3e sind die sehr unterschiedlich gro3en Freiflachen um die Ge-
baude Uberwiegend ziergartnerisch genutzt. Vereinzelt bestehen Inseln mit gro3eren,
einheimischen Laubgehdlzen. In manchen Garten sind einzelne Obstb&ume vorhan-

den. Grunvernetzungen zur offenen Landschaft bestehen nicht.

Im Gebiet und in der Umgebung sind keine europaischen Vogelschutz-, FFH- oder

sonstige Schutzgebiete vorhanden.

Schutzgut Mensch / Erholung

Auf der privaten Griinflache, welche zur Uberbauung vorgesehen ist, befindet sich
ein offentlich zuganglicher Spielplatz. Sie wird zudem wahrend Arbeitspausen, Kurz-
spaziergdngen und Erledigungen in der Altstadt mit Gberwiegend kurzen Aufenthal-
ten zur Erholung genutzt. Es wird darauf hingewirkt, dass diese Funktionen auf der
verbleibenden offentlich zuganglichen Freiflache bzw. im naheren Umfeld zumindest
zu einem Teil ausgeglichen werden. Aufgrund der geringen Grol3e der dauerhaft ent-
fallenden Flache und der untergeordneten Bedeutung/Ausstattung des Spielplatzes

sind Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch nicht zu erwarten.

Schutzgut Tiere, Pflanzen

Die versiegelten Flachen der Parkpalette und des Parkplatzes stehen als Standorte
fur Vegetation und Raum fir Tiere nicht zur Verfigung. Die private Grunflache wurde
durch ihre Erholungsfunktion und Spielangebot mit dffentlicher Zuganglichkeit inten-
siv genutzt. Entfernt werden muss ein Gehdlzstreifen im Bereich zwischen der Som-

merlinde und des Gebaudes Seestral3e 7 mit gré3eren, heimischen Laubbaumen.

Durch Pflanzbindung wird sichergestellt, dass die Giberaus grol3e, strallenraumpré-

gende Sommerlinde erhalten bleibt. Durch die Festsetzung der Pflanzbindung fur die
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stralRenbegleitenden Alleebaume entlang der SeestralRe bleibt die innerstadtische
grine Vernetzungsstruktur erhalten. Nach der Bebauung kann ein Drittel der verloren

gegangenen Grinflache wiederhergestellt werden.

Aufgrund der o.g. Festsetzungen sind keine erheblich negativen Auswirkungen fur

das Schutzgut zu erwarten.

Artenschutzrechtliche Belange

Gemal § 44 BNatSchG (i.V.m. § 7 BNatSchG) ist es verboten, besonders oder
streng geschitzte Arten (gemaR Bundesartenschutzverordnung; Anhang IV der FFH-
Richtlinie, européische Vogelarten der Vogelrichtlinie) zu toten oder ihre Nist-, Brut-,
Wohn- oder Zufluchtsstatten zu zerstoren. Die streng geschiitzten Arten dirfen nicht
einmal gestort werden, wenn hierdurch der Erhaltungszustand der betroffenen Popu-

lation erheblich beeintrachtigt werden wirde.

Als Habitatstrukturen fur die Tierwelt sind vor allem die einheimischen Laubgehoélze
von Bedeutung. Daher kann das Vorkommen besonders geschutzter Tierarten, ins-
besondere Vogel nicht ausgeschlossen werden. Durch den Bebauungsplan werden
Eingriffe bauleitplanerisch vorbereitet, welche zum Wegfall von Gehdélzen flhren.
Keines der Gehdlze weist Hohlungen auf, welche als Brutstétten geeignet sind. Be-
eintréachtigungen von Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstatten einzelner Vogelarten
kénnen dennoch nicht ganz ausgeschlossen werden. Aufgrund der Storeinfliisse
durch die Stral3en (Larm- und Lichtimmissionen) und die Wohn- und
Arbeitsumfelderholung ist nur mit anspruchslosen Kulturlandschafts-Ubiquisten und
Arten des Siedlungsbereichs zu rechnen.

Durch die Bebauung geht im stadtrdumlichen Zusammenhang nur ein geringer Anteil
an Gehdlzen verloren. Aul3erdem wird durch die Pflanzbindungen ein Mindestbesatz
mit Baumen als innerstadtische Vernetzungsstruktur sichergestellt. Zusatzlich kén-
nen erhebliche Stérungen durch eine Rodung aul3erhalb der Vegetationsperiode
vermieden werden. In der Gesamtschau bleiben ausreichend Ersatzquartiere in der

naheren Umgebung vorhanden.

Da die im Gebiet potenziell britenden Vogelarten ihr Nest zudem jedes Jahr neu
bauen, bleibt die 6kologische Funktion der vom Eingriff betroffenen Flachen im raum-

lichen Zusammenhang weiterhin erfallt.
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Die gelegentliche Nutzung von Ritzen, Spalten und Fensterladen durch geschutzte,
fassadenbewohnende Tiere am Gebaude Seestral3e 7 kann nicht ganz ausgeschlos-
sen werden. Im Rahmen der Umsetzung des Bebauungsplans ist bei Um- und An-
baumaflnahmen am Gebaude Seestralie 7 sowie bei Schnitt- und Fallma3nahmen
an Gehdlzen zu prufen, ob Tiere der besonders geschitzten Arten verletzt, getétet,
ihre Entwicklungsfolge oder Ruhe-, Nist-, Brut- oder Wohnstatten gestort werden

(8 44 BNatSchG). Ist dies der Fall muss eine Entscheidung der zustandigen Natur-

schutzbehdrde eingeholt werden.

Schnitt- und FallmaRnahmen an/von Geholzen sind ausschlielRlich in der Zeit von
Anfang Oktober bis Ende Februar durchzufiihren, um keine Verbotstatbestande nach
8 44 BNatSchG auszuldsen.

Besonders oder streng geschutzte Pflanzenarten sind im Plangebiet nicht vorhan-
den. Selbst wenn dies der Fall ware, wirde es sich allenfalls um Einzelfunde han-
deln. Die Uberplanten Flachen sind damit als nicht geeigneter schutzwirdiger Le-
bensraum zur Arterhaltung einzustufen.

Die Verbotstatbestande des § 44 Abs. 1 BNatSchG konnen durch die o. g. Festset-
zungen und Hinweise abgewendet werden; artenschutzrechtliche Verbote werden

somit nicht verletzt.

Schutzgut Boden

Die Empfindlichkeit gegeniiber Bodenverlust durch Uberbauung und Versiegelung ist
generell hoch einzustufen, da hierdurch alle Bodenfunktionen verlorengehen. Grund-
satzlich entspricht die Verdichtung im bebauten Innenbereich der Vorgabe zum spar-
samen Umgang mit Grund und Boden. In den unversiegelten Bereichen ist der Bo-
den durch die intensive Nutzung in der Vergangenheit bereits stark anthropogen
tberformt. Auch wenn eine zusétzliche Versiegelung erfolgt, sind insgesamt betrach-

tet die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden nicht als erheblich einzustufen.
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Schutzgut Grundwasser und Oberflachengewéasser

Der Boden ist zur Versickerung nur bedingt geeignet. Erheblich negative Auswirkun-
gen auf die Grundwasserneubildung sind aufgrund der geologischen Verhaltnisse,
der vorhandenen Versiegelung und des intensiven Nutzungsgrades nicht zu erwar-
ten. FlieRgewasser sind im Plangebiet nicht vorhanden, es bestehen somit keine

Empfindlichkeiten des Schutzgutes gegentber der Planung.

Schutzgut Luft / Klima

Das Plangebiet ist dem Siedlungsraum zuzuordnen. Es bestehen die typischen bio-
klimatischen Belastungen und verkehrsbedingten Luftbelastungen in Siedlungsgebie-
ten im Schussental. Die bestehenden Grunflachen und Baume wirken ausgleichend
auf das lokale Kleinklima. Zusatzliche Belastungen werden durch Festsetzungen von
Malnahmen zur Verminderung der Luftverunreinigung sowie durch die Pflanzbin-
dungen vermieden.

Aufgrund der hohen Vorbelastungen bestehen somit keine Empfindlichkeiten des

Schutzgutes gegentber der Planung.

Schutzgut Landschaftsbild

Das Ortsbild wird durch die Bebauung mit Vorstadtvillen entlang der Seestral3e und
einzelne Vorgarten gepréagt. Durch den Erhalt der stra3enraumprégenden Linde
bleibt die charakteristische Raumabfolge erhalten. Das geplante Verwaltungsgebau-
de fugt sich aufgrund seiner Gebaudegliederung, der angemessenen Gebaudehdhen
und der geplanten Dachausbildungen gut in die Umgebung ein. Empfindlichkeiten

des Schutzgutes gegenuber der Planung bestehen nicht.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter

Im Ortskernatlas der Stadt Ravensburg von 1988 ist der Bereich der Seestral3e siid-

lich an die Altstadt angrenzend als Bereich dargestellt, deren siedlungsgeschichtliche
Bedeutung an ihrer historischen Bebauung, ihren gewachsenen Freirdumen, Parzel-

lenzuschnitten oder anderen historischen Strukturen ablesbar ist. Im Planungsgebiet
sind keine Kultur- und Sachguter im denkmalrechtlichen Sinne betroffen. Empfind-

lichkeiten des Schutzgutes gegentber der Planung bestehen nicht.
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Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes
Aus der Planung ergeben sich keine erkennbaren Beeintrachtigungen der Schutzgi-
ter. Ebenso sind keine Wechselwirkungen zwischen den Schutzgltern zu erwarten,

die erheblich negative Auswirkungen nach sich ziehen kdnnten.

10. BETEILIGUNG DER OFFENTLICHKEIT UND BETEILIGUNG DER BEHORDEN
10.1 Fruhzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB
Mit amtlicher Bekanntmachung vom 29.11.2014 wurde die friihzeitige Offentlichkeits-
beteiligung im Zeitraum vom 08.12.2014 bis einschlieB3lich 23.12.2014 durchgefihrt.
Wahrend dieser Zeit konnte sich die Offentlichkeit tiber die allgemeinen Ziele und

Zwecke der Planung informieren. Es wurden keine Stellungnahmen abgegeben.

10.2 Fruhzeitige Behordenbeteiligung gem. 8 4 Abs. 1 BauGB
Die frihzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange
wurde mit Schreiben vom 04.12.2014 durchgefiihrt. Von behérdlicher Seite wurden
allgemeine Anmerkungen zum Artenschutz vorgetragen (Landratsamt, untere Natur-
schutzbehdrde). Artenschutzrechtliche Belange sind im Planverfahren bertcksichtigt

und in der Begriindung dargestellt.

10.3 Offentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
Mit amtlicher Bekanntmachung vom 07.03.2015 wurde die Offentlichkeitsbeteiligung
im Zeitraum vom 16.03.2015 bis einschlieRlich 17.04.2015 durchgefuhrt. Es wurden
keine Stellungnahmen abgegeben.

10.4 Behdrdenbeteiligung gem. 8 4 Abs. 2 BauGB
Die Beteiligung der Behtrden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurde mit
Schreiben vom 06.03.2015 durchgefuhrt. Im Rahmen der Behdrdenbeteiligung wurde
eine Stellungnahme abgegeben, die zu einer redaktionellen Erganzung der Hinweise

um Hinweis Nr. 6 "Arch&ologische Denkmalpflege" fihren.
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11. FLACHENBILANZ
Flache fur Gemeinbedarf ca. 1627 m?
Offentliche Verkehrsflache ca. 456 m2
Planungsgebiet gesamt ca. 2083 m?

12. KOSTEN DER STADTEBAULICHEN MASSNAHME
Der Stadt Ravensburg entstehen durch den Inhalt des Bebauungsplans keine we-
sentlichen Kosten, da das Plangebiet bereits erschlossen ist. Lediglich durch die
Verbreiterung des nordlichen Gehwegs der Rudolfstral3e in Richtung Seestral3e ent-
stehen der Stadt Ravensburg Kosten.

Aufgestellt:

Ravensburg, den 18.02.2015 / 21.04.2015

Stadtplanungsamt/Sorg

Rosol

"SEESTRASSE 7 UND 9" Seite 12 von 12 TEIL Il - BEGRUNDUNG



	150421_Textliche Festsetzungen.pdf
	150421_BPlan_BEGRÜNDUNG

